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4 AZR 984/77
13 Sa 884/76 Düsseldorf (Köln)
Verkündet am 
22. August 1979.
gez. Regul,
Angestellte
als Urkundsbeamtin
der Geschäftsstelle

Im Namen des Volkes!

Urteil
In Sachen

PP»

hat der Vierte Senat des Bundesarbeitsgerichts aufgrund der 
mündlichen Verhandlung vom 22. August 1979 durch den Vorsitzenden 
Richter Dr. Neumann, die Richter Dr. Jobs und Dr. Röhsler sowie 
die ehrenamtlichen Richter Dr. Richter und Metzger für Recht 
erkannt:

Auf die Revision des beklagten Landes wird das 
Urteil des Landesarbeitsgerichts Düsseldorf 
vom 16. September 1977 - 13 Sa 884/76 - aufge­
hoben.

Die Sache wird zur anderweiten Verhandlung und 
Entscheidung an das Berufungsgericht zurückver­
wiesen.
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Tatbestand:

Der Kläger ist seit dem 1. Februar 1972 beim beklagten 
Land als Hilfskraft und seit dem 1. August 197^ als Lehrkraft 
im Angestelltenverhältnis beschäftigt. Das Angestelltenver­
hältnis wurde bei Abschluß bis zur Übernahme des Klägers in 
das Beamtenverhältnis befristet. Der Kläger wurde für den 
Unterricht in Physik, Pädagogik und Sozialwissenschaften 
eingesetzt.

Durch Bescheid des beklagten Landes vom 12. Dezember
1975 wurde die Übernahme des Klägers in das Beamtenverhält­
nis auf Probe mit der Begründung abgelehnt, es bestünden im 
Hinblick auf die Mitgliedschaft des Klägers bei der 
Deutschen Kommunistischen Partei Zweifel an seiner Verfas­
sungstreue. Darüber hinaus hat das beklagte Land das Ange­
stelltenverhältnis des Klägers mit Schreiben vom 5* April
1976 zum 50. Juni 1976 gekündigt.

Der Kläger hält die Kündigung für sozial nicht gerecht­
fertigt, weil er sich keine verfassungsfeindlichen Aktivi­
täten habe zuschulden kommen lassen und sein gesamtes dienst­
liches Verhalten streng nach den Grundsätzen des Grundge­
setzes ausgerichtet habe.

Der Kläger hat beantragt festzustellen, daß das Arbeits­
verhältnis der Parteien durch die Kündigung des beklagten 
Landes vom 5. April 1976 nicht aufgelöst worden ist. Das be­
klagte Land hat Klageabweisung beantragt.

Es hat vorgetragen, es beständen Zweifel an der Verfas­
sungstreue des Klägers. Dieser habe am 19« Mai 1975 311 der 
von der DKP in Bonn veranstalteten Kundgebung aus Anlaß des 
Breschnew-Besuches teilgenommen. Der Kläger habe sich auch 
beharrlich geweigert, zu diesem Sachverhalt Stellung zu neh­
men, um so die Zweifel des beklagten Landes durch eine klare 
Stellungnahme auszuräumen. Darüber hinaus habe der Kläger im 
April 1976 an der Kreismitgliederversammlung der DKP in Köln
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teilgenommen, wobei er für den Landeswahlkongress der DKP am 
16. Mai 1976 in Essen als Delegierter gewählt worden sei. Weiter 
sei er 1976 in den Gruppenvorstand gewählt und mit der Funktion 
des Bildungsverantwortlichen betraut worden. Auch hierzu habe 
der Kläger eine Stellungnahme verweigert. Obgleich er eine her­
vorragende Lehrkraft sei und ihm auch bescheinigt werden müsse-*, 
daß er bislang nicht versucht habe, Schülern während der Ausübung 
seiner beruflichen Tätigkeit seine politische Überzeugung nahezu­
bringen, biete er jedoch keine Gewähr dafür, daß er jederzeit für 
die freiheitlich-demokratische Grundordnung eintrete.

Arbeitsgericht und Landesarbeitsgericht haben der Klage 
stattgegeben. Mit der Revision verfolgt das beklagte Land seinen 
Antrag auf Klageabweisung weiter; der Kläger beantragt, die Re­
vision zurückzuweisen.

Entscheidungsgründe:

Die Revision ist begründet. Sie führt zur Aufhebung des an­
gefochtenen Urteils und Zurückverweisung der Sache an das Beru­
fungsgericht zur anderweiten Verhandlung und Entscheidung.

Das Landesarbeitsgericht hat angenommen, daß zwischen den 
Parteien ein befristetes Arbeitsverhältnis bis zur Übernahme in 
das Beamtenverhältnis besteht. Bei einer derartigen Zweckbestim­
mung sei eine ordentliche Kündigung ausgeschlossen. Dies bedeute, 
daß das Arbeitsverhältnis automatisch ende, wenn der Kläger in 
das Beamtenverhältnis übernommen wird. Eine ordentliche Kündigung 
sei aber vertragswidrig, solange die Verbeamtung nicht bestands­
kräftig feststehe. Dies sei hier aber der Fall, weil der Kläger 
nach erfolglosem Widerspruch gegen den Ablehnungsbescheid vom 
12. Dezember 1975 hiergegen beim Verwaltungsgericht geklagt habe. 
Das beklagte Land habe dann diesen Ablehnungsbescheid zurückge­
nommen. Es habe sich zum Führen neuer Einstellungsgespräche mit 
dem weiter beschäftigten Kläger bereit erklärt. Dies habe zur Zu­
rücknahme der Klage vor dem Verwaltungsgericht geführt.
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Diese Auslegung und Ergänzung des Einzelarbeitsvertrages 
ist vom Revisionsgericht daraufhin nachzuprüfen, ob sie recht­
lich möglich ist, ob sie gegen Erfahrungssätze oder Denkgesetze 
verstößt oder wesentliche Umstände unbeachtet läßt und ob das 
Tatsachengericht bei der Auslegung der arbeitsvertraglichen 
Vereinbarung die Vorschriften des materiellen Rechts beachtet 
hat (vgl. BAG AP Nrp. 30 und 33 zu § 133 BGB). Dies ist im vor­
liegenden Pall nicht geschehen.

Das Landesarbeitsgericht ist im Ausgangspunkt zutreffend 
davon ausgegangen, daß ein zweckbefristetes Arbeitsverhältnis 
grundsätzlich bis zur Zweckerreichung nicht ordentlich gekündigt 
werden kann (BAG AP Nr. 27 zu § 620 BGB Befristeter Arbeitsver­
trag). Soweit das Landesarbeitsgericht jedoch zu dem Schluß 
kommt, der Ablehnungsbescheid sei mangels Bestandskraft recht­
lich unbeachtlich, ist nicht ersichtlich und damit auch für 
das Revisionsgericht nicht nachprüfbar, aufgrund welcher Erwägungen 
das Landesarbeitsgericht zu diesem Ergebnis kommt. Das Landes­
arbeitsgericht hat übersehen, daß im vorliegenden Falle die 
Notwendigkeit ergänzender Vertragsauslegung gemäß § 157 BGB be­
stand. Eine ergänzende Vertragsauslegung nach § 157 BGB kommt 
in Betracht, wenn zu einem bestimmten Punkte eine Vereinbarung 
der Parteien nicht vorliegt oder wenn sich durch beim Vertrags­
schluß nicht erkennbare Umstände später aufgrund der weiteren 
Entwicklung der Rechtsbeziehungen der Vertragspartner eine Lücke 
ergibt (vgl. BGHZ 26, 204 [211]; 11, 16 [24] und 15, 224 [228 ff.]; 
BAG AP Nr. * zu § 157 BGB). Im vorliegenden Falle haben die Par­
teien keine Regelung für den Fall getroffen, daß das beklagte 
Land es ablehnt, den Kläger in ein Beamtenverhältnis auf Probe 
zu übernehmen. Damit bestand die Notwendigkeit ergänzender Ver­
tragsauslegung. Das Landesarbeitsgericht hat keine nachvollzieh­
baren Ausführungen dazu gemacht, wieso die Zweckbestimmung des 
befristeten Arbeitsverhältnisses nicht erreicht sei, weil der 
Ablehnungsbescheid nicht bestandskräftig sei. Das angefochtene 
Urteil beruht auch auf dieser fehlenden ergänzenden Vertrags­
auslegung und damit auf der Verletzung von § 157 BGB, weil es
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möglich ist, daß bei einer erschöpfenden Vertragsauslegung das 
Landesarbeitsgericht zu der Annahme kommen kann, daß der Zweck 
der Befristung des Arbeitsvertrages mit dem Ablehnungsbescheid 
weggefallen ist und damit das Arbeitsverhältnis mit Zwecker­
reichung bereits vor Ausspruch der Kündigung vom 3* April 1976 
endet. Das führt zur Aufhebung des angefochtenen Urteils und 
zur Zurückverweisung des Rechtsstreits an das Berufungsgericht 
zur Überprüfung der Krage, wie nach dem mutmaßlichen Willen der 
Parteien diese Vertragslücke zu ergänzen ist.

Kommt das Landesarbeitsgericht erneut zu dem Ergebnis, daß 
durch den Ablehnungsbescheid die Zweckbestimmung des befriste­
ten Arbeitsverhältnisses noch nicht erreicht ist, so wird es 
zu beachten haben, daß aufgrund des von ihm festgestellten Sach­
verhaltes der Ablehnungsbescheid jedenfalls bestandskräftig ist, 
so daß sich die Nichterreichung der Zweckbestimmung nur daraus 
herleiten ließe, daß sich das beklagte Land zum Führen neuer 
Einstellungsgespräche mit dem Kläger bereit erklärt hat. Bei die­
sem Ergebnis wird das Landesarbeitsgericht dann zu prüfen haben, 
ob im vorliegenden Falle nicht eine Aussetzung des Rechtsstreites 
gemäß § 148 ZPO bis zur endgültigen Entscheidung des beklagten 
Landes über die Einstellung des Klägers als Beamter auf Probe 
anzuordnen ist.

Sollte das Landesarbeitsgericht erneut zur Prüfung der Frage 
kommen, ob die Kündigung vom 7>. April 1976 gemäß § 1 Abs. 2 KSchG 
sozial gerechtfertigt ist, so wird es dabei folgendes zu beachten 
haben:

Das Landesarbeitsgericht hat angenommen, daß der Kläger Mit­
glied der DKP ist und diese Partei verfassungsfeindliche Ziele 
verfolgt. Die bloße Mitgliedschaft sei jedoch noch kein zwingen­
des Indiz dafür, daß der Kläger sich mit diesen verfassungsfeind­
lichen Zielen identifiziere und damit die Gefahr bestehe, daß 
eine solche Denkweise in den Unterricht einfließe. Der Kläger 
habe seine positive Einstellung zur freiheitlich-demokratischen 
Grundordnung dargelegt und klar gesagt und geschrieben, daß er 
jederzeit bereit sei, hierfür einzutreten. Es gäbe keine Anhalts-
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punkte dafür, daß der Kläger Angriffe gegen die VerfassungsOrd­
nung in den Unterricht in den letzten fünf Jahren habe einfließen 
lassen oder er seine persönliche Bereitschaft zur politischen 
Treuepflicht offen oder auch nur versteckt verneint oder Handlun­
gen begangen habe, die einer Persönlichkeitsbewertung entgegen— 
ständen. Damit seien genügend Tatsachen vorhanden, die speziell 
für das dienstliche Verhalten des Klägers gegen die aus der Mit­
gliedschaft zur DKP sprechenden Vermutung der Verfassungsfeind­
lichkeit und ein prognostisch negatives Persönlichkeitsbild 
sprächen.

Soweit das beklagte Land auf die politischen Aktivitäten 
des Klägers nach der Kündigung hinweise, greife es auf Tatsachen 
zurück, die allesamt nach dem Ausspruch der Kündigung entstan­
den sind. Diese Tatsachen berechtigen daher nur zum Ausspruch 
einer neuen Kündigung. Hinzukomme, so führt das Landesarbeitsge­
richt aus, daß solche Aktivitäten auch nur erheblich mehr als 
eine formale Mitgliedschaft auf eine nach der Kündigung manifestier­
te Identifizierung des Klägers mit den Zielen der DKP hinweisen, 
ohne zugleich zwingende Rückschlüsse auf die wahre Einstellung 
des Klägers im KündigungsZeitpunkt zu ermöglichen. Ebenso wie 
sich nach der Kündigung oder gar als ihre Folge, .jedenfalls aus 
mamigfachem Anlaß eine stärkere Identifizierung ergeben konnte, 
könnte sich eine Rückbesinnung oder kritische Überprüfung der 
eigenen Position bis zur Überzeugung von Argumenten der Demokra­
tie ergeben. Dies bedeute, daß die nachträglich eingetretenen 
unH dem beklagten Land bekanntgewordenen Zustände ohne weiteres 
jedenfalls nicht als ergänzende Anknüpfungspunkte für die be­
hauptete Abrundung des Persönlichkeitsbildes des Klägers gesehen 
werden dürfen. Letzteres erscheint nicht rechtsfehlerfrei.

Nach ständiger Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerichts 
kann eine politische Betätigung eines Arbeitnehmers eine Kündi­
gung nur rechtfertigen, wenn das Arbeitsverhältnis konkret be­
rührt wird, sei es im Leistungsbereich, im Bereich der betrieb­
lichen Verbundenheit aller Mitarbeiter, im Personalvertrauensbe­
reich oder auch im Unternehmensbereich. Wenn sich die politische

- 7 -
JLaw – Gesetze und Urteile

(mobile App)
JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


- 7 -

Einstellung oder das Verhalten des Arbeitnehmers nicht in dieser 
Weise auswirkt, so dürfen diese Umstände nicht zur Begründung 
einer Kündigung herangezogen werden (BAG AP Nr. 58 zu § 626 BGB;
AP Nr. 28 zu § 66 BetrVG; AP Nr. 2 zu § 34 BGB; AP Nr. 85 zu 
§ 1 KSchG; AP Nr. 1 zu § 15 KSchG 1969; AP Nr. 2 zu Art. 53 Abs. 2 
GG). Zu diesen Grundregeln gehört für die Angehörigen des öffent­
lichen Dienstes, daß sie sich durch das gesamte Verhalten zur 
freiheitlich-demokratischen GrundOrdnung bekennen (§8 BAT) und 
sich so verhalten, wie es von Angehörigen des öffentlichen Dien­
stes zu erwarten ist.

Von diesen Rechtsgrundsätzen des Bundesarbeitsgerichts ist 
das Landesarbeitsgericht im Ausgangspunkt zutreffend ausgegangen.

Es hat zu Recht aus der Stellung des Klägers als Lehrer eine 
konkrete Berührung des Arbeitsverhältnisses verneint. Zwar müssen 
an Lehrer und Erzieher gesteigerte Anforderungen an die politische 
Treuepflicht gestellt werden, weil sich die Eignung danach beur­
teilt, ob er bereit und fähig ist, den ihm anvertrauten Kindern 
und Jugendlichen die Grundsätze der Verfassung zu vermitteln 
(vgl. BAG AP Nr. 2 zu Art. 33 Abs. 2 GG; vgl. auch BVerfGE 47,
331 [366 ffJ; BVerfG, NJW 1978, 152). Dieser Gesichtspunkt greift 
hier insofern ein, als das Landesarbeitsgericht bei der von ihm 
festgestellten Verfassungswidrigkeit der DKP und der unstreitigen 
Mitgliedschaft des Klägers zu dieser Partei wird prüfen müssen, 
ob es nicht auch erfahrungsgemäß zu einer Störung des Vertrauens­
verhältnisses kommt (vgl. BAG AP Nr. 5 zu § 611 BGB Beschäfti­
gungspflicht), weil die politische Betätigung für diese Partei 
die Belange der Eltern unter dem rechtlichen Gesichtspunkt des 
Art. 6 Abs. 2 GG im Bereich der Pflege und Erziehung der Kinder 
berührt (vgl. dazu BAG Urteil vom 20. Juni 1977 - 4 AZR 142/76 -) 
und der Schulträger damit in ein rechtliches Spannungsverhältnis 
zum Elternrecht gerät. Bei dieser Rechtslage wird das Landesar­
beitsgericht auch die parteipolitische Tätigkeit des Klägers nach 
Ausspruch der Kündigung einer erschöpfenden Würdigung unterziehen 
müssen, weil dadurch Auswirkungen auf den personellen Vertrauens­
bereich möglich sind. Dabei handelt es sich nicht etwa um neue
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Kündigungs gründe, die für die ausgesprochene Kündigung unbeacht­
lich sind. Einmal dürfen nachträgliche Vorgänge auch dann beach­
tet werden, wenn sie die Kündigung veranlassende Vorgänge in 
einem neuen Licht erscheinen lassen (vgl. BAG AP Nr. 1 zu § 67 
HGB). Zum anderen ist aber entscheidend noch auf folgenden Ge­
sichtspunkt hinzuweisen:

Die Frage, ob das Arbeitsverhältnis im personellen Vertrau­
ensbereich konkret berührt wird oder die Gefahren zukünftiger 
Störungen des Vertrauensverhältnisses möglich sind, han^ ent­
scheidend von der Beurteilung des Arbeitnehmers ab. Die Beurtei­
lung des Arbeitnehmers gründet sich dabei jeweils auf eine von 
Fall zu Fall wechselnde Vielzahl von Elementen und Bewertungen, 
wobei es sich aber stets um ein prognostisches Urteil über die 
Persönlichkeit des Bewerbers handelt. Die Ungewißheit jeder 
prognostischen Bewertung kann als solche nicht ausreichen, einen 
einer gerichtlichen Kontrolle nicht zugänglichen Spielraum zu 
begründen. Die Prognosen enthalten stets ein Wahrscheinlich— 
keitsurteil, dessen Grundlagen ausgewiesen werden müssen. Sie 
sind einer Beurteilung nicht entzogen. Dabei hängt die Ein­
schätzung von der Eigenart des Sachbereiches Schule und der Be­
deutung der möglicherweise berührten Rechtsgüter ab. Bei dieser 
Rechtslage muß sich der Tatsachenrichter an einer sachgerechten 
und vertretbaren Beurteilung allen erreichbaren Materials orien­
tieren. Er muß die ihm vorgetragenen Erkenntnisquellen aus­
schöpfen und die voraussichtlichen Auswirkungen so zuverlässig 
wie möglich abschätzen. Nur so kann ein Verstoß gegen Verfas­
sungsrechte vermieden werden, die im vorliegenden Falle für den 
Kläger in Art. 12 GG und für das beklagte Land in Art. 6 Abs. 2 GG 
berührt sein können.

Das Landesarbeitsgericht wird auch über .die Kosten der 
Revision mitzubefinden haben.

gez.: Dr. Neumann Dr. Röhsler Dr. Jobs
Dr. Richter Metzger
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